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Die vormundschaftliche Mandatsträgerin für Verheiratete in eherechtlicher Verstrickung
Sachverhalt

Im Zusammenhang mit der Ernennung von MandatsträgerInnen für eine Person, die verheiratet ist, deren PartnerIn aber keine Massnahme hat, stellen sich uns immer wieder diverse Fragen bezüglich der Verantwortlichkeit und Handhabung.

Dazu folgende Beispiele:

1. Ich bin Beiständin gemäss Art. 394 ZGB eines Mannes, geb. 1920, der bisher für sich und seine Frau die Finanzen regelte. Er wohnt in einer Wohnung, wird durch die Spitex unterstützt. Seine Frau ist schon lange dement und lebt seit einigen Jahren in einem Heim.  Mit meiner Ernennung habe ich nicht nur die Finanzverwaltung (AHV, Pension, EL, WSH) meines Klienten, sondern gleichzeitig die seiner Frau übernommen. Die beiden Budgets sind nicht zu trennen, seine Frau ist auf eine umfassende Unterstützung angewiesen. 

2. Ich bin Vormundin gemäss Art. 369 ZGB eines Mannes, geb. 1947, der verheiratet ist und 2 Kinder hat. Ich verwalte das Budget der ganzen Familie (IV, EL, Lohn). Seine Frau macht immer wieder Schulden, mein Klient lässt seine Frau bei Verträgen unterzeichnen, Anwälte zur Abklärung der Aufenthaltsbewilligung resp. zum Erreichen des Schweizerpasses der Frau werden eingeschaltet und die Rechnungen landen auf meinem Tisch. Budgetplanungen sind deshalb schwierig, werden immer wieder unterlaufen. Das Verhindern von Schulden ist nicht möglich, Lohnpfändungen bei meinem Klienten wurden schon durchgeführt.

Meine Fragen in diesem Zusammenhang:

a) Ist es üblich, dass bei Paaren, bei welchen klar eine Hilfsbedürftigkeit beider ausgewiesen ist, nur ein Partner eine Massnahme erhält (s. 1. Beispiel).

b) Inwieweit können wir zur Verantwortung gezogen werden, wenn uns finanzielle „Fehler“ bei den Partnern, bei welchen keine Massnahme besteht, unterlaufen: z. B. die Hilflosenentschädigung wird vergessen rechtzeitig anzumelden.

c) Inwieweit sind wir verantwortlich, dass die Partner genügende persönliche Fürsorge erhalten: z.B. im richtigen Heim platziert sind.

d) Welche Handhabung gibt es, dass Partner die bestehende Massnahmen Ihrer Partner nicht unterwandern können: Schulden machen, Budgetabsprachen nicht einhalten usw.

e) Können wir Anliegen von PartnerInnen, die keine Massnahme haben, auch  abweisen: z.B. muss ich Unterstützung leisten, dass PartnerIn einen CH-Pass erhält, dass Arbeitsbemühungen der PartnerIn gemäss Auflagen Sozialamt erfolgen usw.

Erwägungen

1. Der Mandatsträgerin gemäss Art. 394 obliegt wie jener nach 392 Abs.1 und 393 Abs. 2 oder jener gemäss Art. 369 ZGB eine umfassende Interessenvertretung und persönliche Fürsorge für die betreute Person (BSK ZGB-Langenegger N5-7 zu Art. 367, N 13 zu Art. 392 und N 4 zu Art. 394). Die Mandatsträgerin vertritt die betreute Person in allen Rechten, welche nicht absolut  höchstpersönlicher Natur oder aus anderem Grund an die Person gebunden sind (z.B. kann eine Organstellung in einer juristischen Person oder ein politisches Amt nicht über eine vormundschaftliche Massnahme vertreten werden).

2. Ehegatten schulden einander Treue und Beistand (Art. 159 Abs. 3 ZGB). Treue bedeutet dabei nicht nur eine moralische Pflicht, sondern auch die Verpflichtung, die Interessen des andern Ehegatte zu berücksichtigen und selbständig wahrzunehmen. Angesprochen sind dabei sowohl wirtschaftliche als auch affektive Interessen (Berner Kommentar Hausheer/Reusser/Geiser, N 22 und 25 zu Art. 159).  Die Ehegatten haben einander insbesondere beizustehen, wenn der andere ausserstande ist, mit eigenen Mitteln sein Ziel zu erreichen (a.a.O. N26). 

3. Die Mandatsträgerin einer verheirateten Person hat sich demnach auch um jene Verpflichtungen zu kümmern, welche sich aus der ehelichen Bindung ergeben und nicht mit der affektiven Beziehungsnähe in Zusammenhang stehen, sondern mit den aus der ehelichen Bindung resultierenden Verantwortlichkeiten. Dazu gehören alle Fragen der persönlichen Fürsorge und der laufenden Bedürfnisse, nicht mehr aber jene Verwaltungs- und Vertretungshandlungen, welche auch das Eherecht in der gegenseitigen Vertretung nicht mehr vorsieht. Demnach kann die Beiständin und Vormundin eines Ehegatten den andern (urteilsunfähigen) Ehegatten nur soweit vertreten, als sich dies aus Art. 166 Abs. 1 ZGB ergibt (laufende Bedürfnisse), es sei denn, das Interesse der ehelichen Gemeinschaft dulde keinen Aufschub und der andere Ehegatte könne aus gesundheitlichen Gründen oder wegen Abwesenheit nicht rechtzeitig zustimmen.


4. Vertretungshandlungen, welche die Beiständin/Vormundin für den nicht unter einer vormundschaftlichen Massnahme stehenden urteilsunfähigen Ehegatten vornimmt und welche ausserhalb der Vertretungsmacht nach Art. 166 ZGB stehen, fallen unter die Geschäftsführung ohne Auftrag (Art. 419 ff. OR), sie haften demnach für jede Fahrlässigkeit (z.B. Schaden mangels Fristwahrung etc) und unter Umständen sogar für Zufall (Art. 420 Abs. 3 OR). 


5. Bei der Inventaraufnahme muss das gesamte eheliche Vermögen erfasst werden, wenn die Ehegatten nicht unter Gütertrennung stehen (K. Affolter, Zur Inventarisierung und Verwahrung verbeiständeter Vermögen, ZVW 2004 S. 215). Solange sich nicht die Notwendigkeit ergibt, ausserordentliche Verwaltungshandlungen vorzunehmen (wie z.B. Verkauf einer Liegenschaft oder die Teilliquidation eines Wertschriftenportefeuilles), genügt eine vormundschaftliche Massnahme für eines der Ehegatten. 

6. Wenn nur ein Ehegatte unter vormundschaftlicher Massnahme steht und der andere Ehegatte noch urteilsfähig ist, kann diesem genau gleich wie der bevormundeten oder verbeiständeten Person auch Vermögen zur freien Verfügung überlassen werden (Art. 414 ZGB). Dieses Vermögen ist zwar im Inventar zu vermerken, darüber ist aber keine Rechnung zu führen.


7. Daraus ergeben sich folgende Antworten auf ihre Fragen:
a. Ist es üblich, dass bei Paaren, bei welchen klar eine Hilfsbedürftigkeit beider ausgewiesen ist, nur ein Partner eine Massnahme erhält (s. 1. Beispiel).
Die Praxis wurde noch nie erhoben, sie erscheint mir aber durchaus gesetzeskonform unter den vorerwähnten Bedingungen.

b. Inwieweit können wir zur Verantwortung gezogen werden, wenn uns finanzielle „Fehler“ bei den Partnern, bei welchen keine Massnahme besteht, unterlaufen: z. B. die Hilflosenentschädigung wird vergessen rechtzeitig anzumelden.
Sie haften der geschädigten Person wie der von Ihnen vertretene Ehegatte haften würde, und zwar aus Art. 159 ZGB.

c. Inwieweit sind wir verantwortlich, dass die Partner genügende persönliche Fürsorge erhalten: z.B. im richtigen Heim platziert sind.
Auch hier sehe ich den Ansatz zur Lösung in Art. 159 ZGB: Allerdings fehlt Ihnen in der Regel die nötige Vertretungsmacht, so namentlich wenn es um eine Heimeinweisung (Abschluss Heimvertrag etc) und um die Beschaffung der nötigen Barmittel geht. Daher empfiehlt sich in Fällen, da Entscheidungen zu treffen sind und nicht lediglich eine bereits geschaffene Situation zu sichern ist, eine vormundschaftliche Massnahme zur Schaffung der nötigen Handlungskompetenzen.

d. Welche Handhabung gibt es, dass Partner die bestehende Massnahmen Ihrer Partner nicht unterwandern können: Schulden machen, Budgetabsprachen nicht einhalten usw.
Die Frau kann sich, nicht aber ihren Ehemann verpflichten. Verträge, welche nicht den laufenden Bedürfnissen dienen und von der Ehefrau allein abgeschlossen wurden (Ihr Beispiel 2), müssen Sie nicht einhalten. Sie haben für den Ehemann keine Gültigkeit. Gegebenenfalls müssten Sie um eine Eheschutzmassnahme nachsuchen, sofern die Ehefrau nicht in der Lage ist, auf die Bedürfnisse der Gemeinschaft Rücksicht zu nehmen (Art. 173 und 174 ZGB).

e. Können wir Anliegen von PartnerInnen, die keine Massnahme haben, auch  abweisen: z.B. muss ich Unterstützung leisten, dass PartnerIn einen CH-Pass erhält, dass Arbeitsbemühungen der PartnerIn gemäss Auflagen Sozialamt erfolgen usw.
In Ihrer Stellung als Vertreterin des bevormundeten Ehegatten können Sie bestimmen, welche finanziellen Leistungen Sie an die Gemeinschaft beitragen. Ob ein Pass im Budget verkraftbar ist, können Sie entscheiden. Wenn nein, muss der andere Ehegatte sich die Mittel allenfalls durch Sparen beschaffen. Zudem können Sie verlangen, dass der andere Ehegatte sich um Arbeit bemüht und an den gemeinsamen Haushalt beisteuert. Zu den Einzelheiten (es besteht hier viel Ermessenspielraum und letztlich wenig Durchsetzungsmacht, wenn sich der fragliche Ehegatte so verhält, dass ihn kein Arbeitgeber anstellen würde) siehe Berner Kommentar Hausheer/Reusser/Geiser, N 27 ff. zu Art. 159.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 2.2.2006
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